
mit der internationalen Rechtspersönlichkeit dieses Be­
triebes Zusammenhängen, sowie die zu regelnden Fra­
gen der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit und Risi­
kohaftung, die sich im Zusammenhang mit dem Meeres­
bergbau ergeben.
Allein diese wenigen Beispiele machen deutlich, welche 
Arbeit noch zu leisten ist, um über 100 Artikel zu die­
sem Komplex in eine Form zu gießen, die für alle 
Staaten akzeptabel ist.

Kampf gegen die Verschmutzung der Weltmeere

Der Kampf gegen die Verschmutzung der Weltmeere ist 
eine Aufgabe, die eine effektive Zusammenarbeit aller 
Staaten erfordert. Es geht dabei um die grundlegenden 
Pflichten der Staaten zum Schutz und zur Erhaltung 
der Meeresumwelt sowie um ihre Pflicht, die erforder­
lichen Maßnahmen einzuleiten, um die Quellen der 
Verschmutzung, gleich, ob sie vom Land oder vom 
Schiff ausgehen, zu verhindern bzw. zu beseitigen. Mit 
der Zunahme der internationalen Schiffahrt und der 
Industrialisierung entstehen vielfältige Probleme, die 
von den Staaten auf der Grundlage exakter völkerrecht­
licher Vereinbarungen gelöst werden müssen, um die 
Meere als Lebensreservoir der gesamten Menschheit zu 
erhalten. Zu diesem Komplex liegen jetzt 44 Artikelent­
würfe des Vorsitzenden des 3. Komitees vor.
Diskussionen gibt es vor allem darüber, ob die Staaten 
in erster Linie durch innerstaatliche Gesetzgebung, die 
für ihre Staatsbürger und auf ihrem Territorium Gül­
tigkeit hat, die Verschmutzung des Meeres verhindern 
sollen oder ob dieses Problem durch internatio­
nale Vereinbarungen zu lösen ist. Ohne Zweifel 
wird man hier eine ausgewogene Kombination von na­
tionaler Gesetzgebung und internationalen Vereinba­
rungen entwickeln müssen, wie das zum Teil bereits 
seitens der Zwischenstaatlichen Beratenden Seeschiff­
fahrtsorganisation (IMCO) durch die internationale 
Konvention über die Verhütung der Verschmutzung 
durch Schiffe vom 2. November 1973 erfolgte oder wie 
es auf regionaler Grundlage durch die Ostsee-Anlieger­
staaten am 22. März 1974 in Gestalt der Konvention 
zum Schutze der maritimen Umwelt des Ostseegebietes 
geschah.
Sehr wesentlich sind in dem Zusammenhang die straf­
rechtliche und die zivilrechtliche Verantwortlichkeit für 
die Verschmutzung und die Frage, wer die Jurisdiktion 
im Falle der Verschmutzung ausübt. In den Artikelent­
würfen ist jetzt differenziert vorgesehen, daß die Juris­
diktion erfolgt
— durch den Staat auf seinem Territorium,
— durch den Flaggenstaat hinsichtlich der Schiffe und 

Flugzeuge, die auf seinem Gebiet registriert sind 
oder seine Flagge führen,

— durch den Küstenstaat gegenüber Schiffen und Flug­
zeugen, die Verschmutzungen innerhalb der ökono­
mischen Zone und des Kontinentalschelfs verursa­
chen,

— durch den Hafenstaat gegenüber Schiffen und Flug­
zeugen, die in den Hafenanlagen Verschmutzungen 
verursachen.

Dabei sind allerdings eine ganze Reihe grundsätzlicher 
Fragen noch nicht ausdiskutiert, so z. B., ob Küsten- 
und Hafenstaaten gegenüber Schiffen fremder Flagge 
lediglich zivilrechtliche Sanktionen ergreifen oder — wie 
dies einige Küstenstaaten wollen — auch strafrechtliche 
Sanktionen gegenüber den Schiffsbesatzungen anwen­
den können.

Wissenschaftliche Meeresforschung

Hinsichtlich der wissenschaftlichen Meeresforschung lie­
gen insgesamt 37 Artikelentwürfe vor. Es ist erforder­
lich, daß die Staaten im Interesse der friedlichen Nut­
zung der Weltmeere gemeinsam Kenntnisse über den 
Zustand und über die Möglichkeiten der Erhaltung 
bzw. der Verbesserung des Zustandes der Weltmeere 
sowie in der ökonomischen Nutzung erwerben und 
austauschen. Deshalb müssen die Staaten auch künftig

das Recht haben, individuell oder gemeinsam Meeres­
forschung durchzuf üihren.
Wichtige Fragen, die in diesem Komplex zur Diskus­
sion stehen, sind jene nach der exakten Unterscheidung 
zwischen Grundlagenforschung und angewandter For­
schung sowie rechtliche Probleme, die mit den Zustän­
digkeiten für die Forschung in den Territorialgewässem, 
in der ökonomischen Zone, auf dem Festlandsockel und 
auf dem offenen Meer Zusammenhängen. Ohne Zweifel 
muß der Küstenstaat das Recht haben, in seinen Terri­
torialgewässern die Fragen der Meeresforschung recht­
lich zu regeln. Ohne Zweifel muß ihm auch das Recht 
zugestanden werden, bei Wahrung des Prinzips der 
Freiheit der Forschung für alle anderen Staaten in sei­
ner ökonomischen Zone rechtliche Normen für die an­
gewandte Forschung aufzustellen, während für das 
offene Meer das Prinzip der Freiheit der Meeresfor­
schung gewahrt werden muß. Dabei ist selbstverständ­
lich, daß die Staaten eine Kooperation mit der inter­
nationalen Meeresbodenorganisation bezüglich der Er­
forschung der mineralischen Ressourcen des Meeres­
grundes und -Untergrundes entwickeln müssen.

Während der Genfer Session beschäftigten sich Arbeits­
gruppen auch mit dem Rechtsregime von Inseln, den 
geschlossenen und halbgeschlossenen Meeren, den Ar­
chipelen, dem Recht der Binnenstaaten auf Transit zum 
Meer und zum Meeresboden sowie mit anderen kom­
plizierten Fragen. Über diese und andere Probleme des 
Seerechts sind weitere intensive Verhandlungen not­
wendig, denn bisher konnte zu keiner einzigen Haupt­
frage die übereinstimmende Auffassung aller teilneh­
menden Staaten festgestellt werden, obgleich Fort­
schritte in der Annäherung der Standpunkte unver­
kennbar sind.
Unter den Konferenzteilnehmern hat sich die Auffas­
sung gefestigt, daß alle Hauptfragen einer zukünftigen 
Seerechtskonvention in engem Zusammenhang mitein­
ander stehen und nur im „Paket“ gelöst werden kön­
nen. Dabei ist es außerordentlich bedeutsam, daß ent­
sprechend den Festlegungen der UNO-Vollversammlung 
die neuen Normen des Seerechts nicht durch Mehr­
heitsentscheidungen geschaffen, sondern nur durch Kon­
sensus, d. h. durch übereinstimmende Auffassung aller 
Staaten angenommen werden sollen.
Auf der Abschlußsitzung der diesjährigen Session der 
Seerechtskonferenz brachte deren Präsident, der Chef­
delegierte Sri Lankas, Shirley Amerasinghe, den gemein­
samen Wunsch aller Konferenzteilnehmer zum Aus­
druck, die Bestimmungen des neuen Seerechts durch 
Konsensus anzunehmen, da dies die zuverlässigste Ga­
rantie für dessen Lebensfähigkeit und Dauerhaftigkeit 
ist.
Die Ausarbeitung einer Konvention, die den legitimen 
Interessen aller Staaten der Erde entsprechen soll, er­
fordert natürlich Zeit und Geduld. Konferenzpräsident 
Amerasinghe richtete deshalb während der diesjährigen 
Session einen eindringlichen Appell an alle Staaten, 
von jeder Handlung Abstand zu nehmen, die den Ab­
schluß einer universell annehmbaren Konvention über 
das Seerecht gefährden könnte. Das betrifft — wie die 
Gruppe der Binnenstaaten und anderen geographisch 
benachteiligten Staaten feststellte — sowohl einseitige 
Handlungen zur Ausbeutung der Ressourcen des Mee­
resgrundes und -Untergrundes außerhalb der Grenzen 
der nationalen Jurisdiktion als auch Maßnahmen der 
Küstenstaaten, die darauf gerichtet sind, vor Abschluß 
der III. Seerechtskonferenz die nationale Jurisdiktion 
über einen Meeresstreifen von mehr als 12 Seemeilen 
Breite vor seiner Küste auszudehnen.
In der Tat erfordert die Ausarbeitung einer neuen 
Rechtsordnung auf den Meeren die Verständigungsbe­
reitschaft aller Staaten. Nur auf diesem Wege wird es 
möglich sein, den hohen Auftrag zu erfüllen, eine See­
rechtskonvention zu schaffen, die einen aktiven Bei­
trag zur Fortführung des Entspannungsprozesses, zur 
Festigung des Friedens und zur Entwicklung der gleich­
berechtigten Zusammenarbeit der Staaten leistet.
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